
 

 

 

Niederschrift 33. Plenarsitzung des Gemeinderates 
14. Dezember 2021, 15:30 Uhr 
öffentlich 
Bürgersaal, Rathaus am Marktplatz 
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8. 
 
 
Punkt 7 der Tagesordnung: Satzungen zur Änderung der folgenden Satzungen der Stadt Karls-
ruhe 
a) über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen (Sondernut-

zungssatzung) 
b) über die Erhebung von Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührensatzung) 
Vorlage: 2021/1293 
 
Punkt 8 der Tagesordnung: Umsetzung der Erhöhung der Sondernutzungsgebühren im öffent-
lichen Verkehrsraum (HSPKA-Maßnahme M8 – TBA) 
Vorlage: 2021/1338 
 
Punkt 9 der Tagesordnung: Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Stadt Karlsruhe 
für den Großmarkt, die Wochenmärkte, die Jahrmärkte, die Kirchweihen und andere Volks-
feste, den Christkindlesmarkt und die Spezialmärkte (Gebührensatzung für Märkte und Volks-
feste) 
Vorlage: 2021/1257 
 
Punkt 9.1 der Tagesordnung: Schließung Christkindlesmarkt – Änderung der Gebührensat-
zung für Märkte und Volksfeste 
Vorlage: 2021/1257/1 
dazu: 
Änderungsantrag: SPD 
Vorlage: 2021/1257/1/1 
Änderungsantrag CDU 
Vorlage: 2021/1257/1/2 
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Beschluss: 
Punkt 7: 
Der Gemeinderat beschließt nach Vorberatung im Hauptausschuss 
 
a)  die als Anlage 1 beigefügte „Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Karlsruhe über 

Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen (Sondernutzungs-
gebührensatzung)“ befristet bis einschließlich 31. März 2022 

 
b)  die als Anlage 2 beigefügte „Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Karlsruhe über die 

Erhebung von Verwaltungsgebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensat-
zung)“ befristet bis einschließlich 31. März 2022 

 
c)  notwendige ergänzende Anpassungen bzw. redaktionelle Änderungen einzelner Gebühren-

tatbestände des Verwaltungsgebührenverzeichnisses in den Bereichen Ordnungswesen, 
Friedhofs- und Bestattungswesen sowie Juristische Dienste (Anlage 5 bis 8), welche in der 
Satzung nach Anlage 2 enthalten sind. 

 
 
Punkt 8 
a) Der Gemeinderat nimmt die Umsetzung der zweiten ausstehenden Tranche der HSPKa-

Maßnahme M8_TBA durch Gemeinderatsbeschluss vom 16. April 2016 zum 1. Januar 2022 
zur Kenntnis. Dies bedeutet eine weitere Erhöhung der Regelsätze aller Tatbestände der 
Sondernutzungsgebührensatzung (gewerbliche und bauliche Sondernutzungen) um 20 von 
Hundert.  

 
b) Durch Satzungsänderungen der Verwaltungs- und Sondernutzungsgebührensatzung (siehe 

heutige Tagesordnungspunkte) werden für die gewerblichen Sondernutzungen, unabhängig 
von der Durchsetzung der HSPKa-Maßnahme M8_TBA, befristet bis zum 31. März 2022 kei-
ne Verwaltungs- und Sondernutzungsgebühren erhoben.  

 
 
Punkt 9 
Der Gemeinderat beschließt nach Vorberatung im Ausschuss für öffentliche Einrichtungen am 
18. November 2021 und im Hauptausschuss am 30. November 2021 
 
a)  die in Anlage 1 beigefügte „Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Stadt Karlsruhe 

für den Großmarkt, die Wochenmärkte, die Jahrmärkte, die Kirchweihen und andere Volks-
feste, den Christkindlesmarkt und die Spezialmärkte (Gebührensatzung für Märkte und 
Volksfeste)“ vom 9. Dezember 1980, zuletzt geändert durch Satzung vom 23. März 2021, 

 
b)  die Fortgeltung der nicht von der Änderungssatzung betroffenen Gebührensätze 

 
c)  im Bereich Großmarkt die Einbeziehung eines Teilbetrags der Unterdeckung 2020 in Höhe 

von 50.340,00 Euro in die Gebührenkalkulation 2022 und eines Teilbetrags in Höhe von 
32.560,00 Euro in die Gebührenkalkulation 2023 (vgl. Anlage 3 a), 

 
d)  im Bereich Wochenmarkt die Einbeziehung der restlichen Unterdeckung 2018 in Höhe von 

16.817,73 Euro und eines Teilbetrags der Unterdeckung 2019 in Höhe von 6.643,33 Euro in 
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die Gebührenkalkulation 2022 sowie eines Teilbetrags in Höhe von 18.307,74 Euro in die 
Gebührenkalkulation 2023 (vgl. Anlage 4 a), 

 
e)  im Bereich Kunsthandwerkermärkte die Verrechnung der Überdeckungen 2017 und 2018 

mit einem Teilbetrag der Unterdeckung 2020 in Höhe von 1.869,43 Euro (vgl. Anlage 5 a), 
 

f)  den coronabedingten Verzicht auf den Ausgleich der Unterdeckungen 2020 im Bereich Wo-
chenmärkte in Höhe von 29.820,30 Euro, im Bereich Kunsthandwerkermärkte in Höhe von 
5.080,32 Euro, im Bereich Jahrmärkte in Höhe von 39.659,82 Euro und im Bereich Christ-
kindlesmarkt in Höhe von 94.353,62 Euro, 

 
g)  die Zurückstellung der Verwendung der verbleibenden Unterdeckungen in Höhe von 

77.497,38 Euro. 
 
Punkt 9.1 
Der Gemeinderat beschließt 
 
a) die in der Anlage beigefügte „Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Stadt Karls-

ruhe für den Großmarkt, die Wochenmärkte, die Jahrmärkte, die Kirchweihen und andere 
Volksfeste, den Christkindlesmarkt und die Spezialmärkte (Gebührensatzung für Märkte 
und Volksfeste)“ vom 9. Dezember 1980, zuletzt geändert durch Satzung vom 23. März 
2021, 

 
b) die Anpassung der für die Gesamtdauer des Marktes bereits festgesetzten Gebühren für 

den Christkindlesmarkt an die tatsächlichen Öffnungstage 2021, 
 
c) die einmalige Reduzierung der festgesetzten Gebühren für den Christkindlesmarkt auf die 

Hälfte aufgrund der Entwicklungen der Corona-Pandemie. 
 
 
Abstimmungsergebnisse: 
Punkt 7: Einstimmig zugestimmt 
Punkt 8: Bei 42 Ja-Stimmen und 3 Nein-Stimmen mehrheitlich zugestimmt 
Punkt 9: Einstimmig zugestimmt 
Punkt 9.1: Bei 46 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung zugestimmt 
Modifizierter Änderungsantrag CDU: Bei 29 Ja-Stimmen und 17 Nein-Stimmen mehrheitlich 
zugestimmt 
 
 
Der Vorsitzende ruft die Tagesordnungspunkte 7 bis 9.1 zur Behandlung auf und verweist auf 
die erfolgten Vorberatungen im Ausschuss für öffentliche Einrichtungen und im Hauptaus-
schuss: 
 
Wir hatten gestern ausgemacht, dass ich die Tagesordnungspunkte 8, 9 und 9.1 gemeinsam 
aufrufen. Ich würde gerne Tagesordnungspunkt 7 noch dazu nehmen, weil TOP 7 und 8 in ei-
nem gewissen Zusammenhang stehen.  
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Stadträtin Wolf (GRÜNE): Ich will zu dem strittigen Thema Christkindlesmarkt und den Gebüh-
ren sprechen. Wir halten es für absolut fair, dass die Gebühren erlassen werden für die Zeit, in 
der Christkindlesmarkt nicht stattfinden konnte. Dieses Risiko sollten die Schausteller*innen 
und die Beschicker*innen nicht alleine tragen. 
 
Wir halten es für ein sehr gutes Zeichen, dass über die Tafeln Lösungen gefunden wurden für 
die Lebensmittel. Wir sind uns sehr sicher, dass da auch noch Hilfen von Land und Bund kom-
men. Schließlich waren es Regelungen von Landesebene, dass der Christkindlesmarkt nicht 
stattfinden konnte. Ob jetzt aber die restlichen Gebühren auch erlassen werden sollen, das se-
hen wir eher kritischer. Schließlich haben auch die Schausteller*innen öffentlich immer gesagt, 
dass sie auf alle Eskalationsstufen vorbereitet sind, dass sie sowohl 3G als auch 2G oder 2G+ 
kontrollieren können. Die Stadt hatte die Mehrkosten für die zusätzliche Infrastruktur, wie die 
Zäune, zu tragen.  
 
Den Änderungsantrag der CDU lehnen wir ab. Der Christkindlesmarkt konnte zum Teil stattfin-
den. Wir alle haben die langen Schlangen zum Beispiel am Friedrichsplatz gesehen. Der Christ-
kindlesmarkt war zu der Zeit also auch zu den Stoßzeiten wirklich gut besucht. Da konnte auch 
Umsatz generiert werden.  
 
Der Formulierung der SPD können wir uns anschließen. Falls wider Erwarten keine Hilfen von 
Bund und Land zur Verfügung gestellt werden, dann stimmen wir dem Erlass der Gebühren 
auch zu. In jedem Fall hoffen wir sehr, dass nächstes Jahr der Christkindlesmarkt wie gewohnt 
stattfinden kann. Dann können wir auch alle zu möglichen Mehreinnahmen beitragen. 
 
Stadträtin Meier-Augenstein (CDU): Es hätte alles so schön sein können. Denn nachdem im 
letzten Jahr kein Christkindlesmarkt hat stattfinden können, wurde in diesem Jahr sehr frühzei-
tig und vor allem auch sehr vorausschauend geplant und ein tolles und sicheres Konzept entwi-
ckelt und erarbeitet von unserer Verwaltung und von allen beteiligten Ämtern und Gesellschaf-
ten. Andere Städte und Gemeinden haben das nicht getan und haben zum Beispiel keine Um-
zäunung oder Zugangskontrollen geplant. Die hatten noch mit ganz anderen Themen dann zu 
kämpfen. Aber unser Konzept hatte überzeugt. Es war sicher.  
 
Gerade deswegen hat natürlich die Entscheidung des Landes dann besonders geschmerzt. Die 
bewirtenden Schausteller und Festwirte – Sie wissen es alle – mussten von einem auf den ande-
ren Tag schließen. Die sonstigen Beschicker, wie die Kunsthandwerker, dürfen zwar weiterma-
chen, sind aber durch die Einzäunung und die 2G-Beschränkung ebenfalls massiv betroffen. Es 
war regelrecht ein Wechselbad der Gefühle, was sich in diesen Tagen für alle Beteiligten vollzo-
gen hat. Die Rückmeldung, die wir bekommen haben von den Beschickern, war, dass die Um-
sätze bei 10 – 40 % des sonst üblichen Umsatzes liegen. Wenn man beachtet, dass, bevor der 
erste Euro Umsatz überhaupt gemacht werden kann, ein enormer Aufwand zu bringen ist – 
dieser Aufbau zieht sich teilweise zwei Wochen vor dem Eröffnungstermin, es ist auch mit mas-
siven Personalkosten verbunden -, dann sehen wir schon, dass die Beschicker betroffen sind 
von diesen Regelungen und dann auch von diesem kurzfristigen Verbot, was vom Land ausge-
sprochen wurde. 
 
Wir begrüßen es daher sehr, dass die Verwaltung, das Marktamt, Sie, Herr Oberbürgermeister 
und Sie, Frau Erste Bürgermeisterin, frühzeitig mit den Beschickern ins Gespräch gegangen sind. 
Wir finden den Vorschlag, die Gebühren auf 50 % zu reduzieren, zwar gut, aber er ist aus unse-
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rer Sicht aufgrund der genannten Punkte noch nicht ausreichend. Wir beantragen daher, die 
festgesetzten Gebühren für den Christkindlesmarkt einmalig auf Null zu reduzieren und ent-
sprechend die Rahmenbedingungen für die Reduzierung zu schaffen und die Gebührensatzung 
rückwirkend anzupassen. Bereits bezahlte Beiträge sind natürlich entsprechend zurückzuzah-
len. Wir wissen sehr wohl, dass eigentlich nicht wir zuständig sind, sondern das Land. Denn von 
dort kam das Verbot. Wir sind deswegen auch der Meinung, dass das Land für den Aufwand 
hier aufkommen muss und bitten die Verwaltung, in Gespräche mit dem Land einzutreten, um 
diesen Ausgleich zu erhalten, damit nicht der städtische Haushalt durch diesen Beschluss belas-
tet wird. 
 
Den Antrag der SPD sehen wir als schwierig an, weil die Verwaltung ausführt, dass der Verwal-
tungsaufwand hier sehr groß wäre, im Einzelfall diese Corona-Hilfe zu überprüfen. Ich bitte die 
Kolleginnen und Kollegen im Sinne der Beschickerinnen und Beschicker um Unterstützung un-
seres Antrags. 
 
Stadträtin Ernemann (SPD): Es ist ein Trauerspiel. Wer gesehen hat, mit welch einer Leiden-
schaft, mit welch einer Vorfreude die Schausteller und die Marktbeschicker vor Weihnachten 
den Weihnachtsmarkt aufgebaut haben in der Vorfreude auf das Weihnachtsfest, wohl auch 
schon mit Bangen, dass es unter Umständen nicht klappen könnte. Sie, Herr Oberbürgermeis-
ter, haben aus Ihrer Sicht – das kann ich aus Gesprächen mit den Schaustellern sagen – sehr 
gekämpft, bis zur letzten Minute, bis zur letzten Entscheidung, um den Weihnachtsmarkt zu 
ermöglichen. Dafür ist man Ihnen auch dankbar. Dafür sind auch wir Ihnen dankbar. Die Stadt 
Karlsruhe hat wirklich alles getan, um diesen Weihnachtsmarkt starten zu lassen. Es war am 22. 
November, exakt 12 Tage hat er durchgehalten mit Hängen und Bangen. Es ist ein Wechselspiel 
der Gefühle gewesen. Jeden Tag hing die Frage im Raum: Dürfen wir? Dürfen wir nicht? Wie ist 
die Regel? Dann kam 2G, dann 2G+. Es war von der Psyche her für die Schausteller und für die 
Marktbeschicker schon sehr anspannend. 
 
Die Stadt Karlsruhe hat natürlich auch sehr viel Geld investiert in das Sicherheitskonzept. Wer 
einmal dort war – ich war mehrfach dort, ich war auch noch einen Tag vor der Schließung dort -
, das hat wunderbar funktioniert. Kollegin Meier-Augenstein hat es eben auch schon ausge-
führt. Es ist natürlich schon so, dass das Land und der Bund in der Verantwortung sind. Die 
Stadt hat viel investiert, hatte Unkosten. Wir sehen auch den Ansatz, die Gebühren 50 % zu 
ermäßigen. Das ist ein guter Ansatz. Aber wir würden am liebsten – so wie die CDU auch – die 
Gebühren total ermäßigen, sehen aber doch schon Land und Bund in der Pflicht. Wenn es auch 
ein Aufwand für die Verwaltung ist, in anderen Bereichen wird auch Aufwand betrieben, diese 
Gelder einzufordern. Wir sehen zuerst diese Hilfen abzurufen. Das ist eine Pflicht für die Stadt. 
Sollte das nicht gelingen – vielleicht kann Frau Erste Bürgermeisterin Ausführungen machen, 
wie die Chancen stehen -, wären wir auch für einen gänzlichen Erlass der Gebühren für den 
Weihnachtsmarkt in diesem Jahr, in der Hoffnung – wie es meine Vorredner schon ausgeführt 
haben -, dass er nächstes Jahr so stattfinden kann, wie wir ihn in den zurückliegenden Jahren 
immer erlebt haben. 
 
Stadtrat Hock (FDP): Die Kollegin Ernemann hat genau das gesagt, was auch unsere Fraktion 
sieht. Wenn man wirklich draußen war bei den Menschen, mit den Schaustellern gesprochen 
hat, dann war die Trauer schon groß, dass man das dann von Seiten des Landes versagt be-
kommt mit einer 2G+-Regel. Herr Oberbürgermeister, da muss ich Ihnen sagen, haben Sie sich 
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wirklich ins Zeug gelegt, alle Achtung. Da haben Sie sich für die Schausteller ins Zeug gelegt und 
haben auch jederzeit unsere Rückendeckung gehabt. 
 
Vielleicht ein Schwenk. Man wundert sich doch, wenn man auf die Wochenmärkte in dieser 
Stadt geht, was dort möglich ist, ohne Regeln, ohne alles. Ich möchte nur jedem empfehlen, das 
anzuschauen. Da hat man scheinbar vergessen von irgendeiner Seite, dort einmal hinzuschau-
en. Denn ich muss ganz ehrlich gestehen, wenn man den Schaustellern diese Möglichkeit - ein-
gezäunt und der 2G+-Regel - nicht mehr auftut, dann verstehe ich vieles nicht mehr, wenn man 
sieht, was die Schausteller an Personal akquirieren mussten, weil durch die Corona-Krise auch 
viele der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schon vorher gegangen sind. Es war ein Kraftakt für 
die Schaustellerinnen und Schausteller in unserer Stadt, das überhaupt möglich zu machen. Die 
haben sich gefreut, dass sie endlich wieder etwas machen dürfen. Ich muss ganz ehrlich sagen, 
Herr Oberbürgermeister, ich war verwundert. Ich habe Ihnen in einer anderen Sitzung gesagt, 
ich würde mir schon wünschen, bevor diese Anträge kamen, dass man den Schaustellern das 
dieses Jahr komplett erlässt. Dann haben Sie mir entgegnet, die Schausteller selber haben 50 % 
angeboten. Ich wäre eigentlich schon dabei, dass man heute diesen Beschluss so fast, einmalig 
auf diese Kosten zu verzichten. Es wäre ein gutes und ein wirklich tolles Signal an die Schaustel-
ler und Schaustellerinnen, dass man ihnen von Seiten der Stadt entgegenkommt und weiß, was 
sie an Vorleistung gebracht haben, was an Lebensmitteln dann an die Tafeln gegangen sind 
usw.  
 
Herr Oberbürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, ich denke, dass man das diese Mal so 
machen muss. Meine Fraktion würde dem gerne zustimmen. 
 
Stadträtin Binder (DIE LINKE.): Ich habe es im Ältestenrat schon vorgetragen, dass ich grund-
sätzlich der Meinung bin, den Schaustellern und Beschickern des Weihnachtsmarktes die Kos-
ten zu erlassen. Der Vorschlag der SPD wäre ein Kompromiss, ich befürchte nur, einer, der sehr 
aufwändig ist bezüglich der Abrechnung. Da muss natürlich dann die Verwaltung entsprechend 
viel Arbeit hineinstecken für verhältnismäßig wenig Rückfluss. Von daher wäre ich der Meinung, 
der geringste bürokratische Aufwand wäre tatsächlich, hier die Kosten zu erlassen aus den ge-
nannten Gründen. Da kann ich Frau Meier-Augenstein vollkommen beipflichten. Die Beschi-
cker*innen haben es nicht zu verantworten, was da passiert ist. Aber sie haben enorme Ausga-
benkosten und die Umsatzeinbußen, die verheerend sind. Wir hätten gerne nächstes Jahr wie-
der einen Weihnachtsmarkt. Dann wäre es schön, wenn wieder ein paar Leute dabei wären, die 
auch als Beschicker*innen sich daran beteiligen. Deshalb: Einmal das zu erlassen, halte ich für 
sinnvoll und richtig. 
 
Stadtrat Dr. Schmidt (AfD): Ich kann mich, was den Weihnachtsmarkt angeht, meinen Vorred-
nern anschließen. Ich will aber für die Öffentlichkeit darauf hinweisen: Er ist nicht völlig abge-
sagt. Die Kunsthandwerkerbuden sind alle noch da. Die verkaufen auch noch und freuen sich, 
wenn die Leute vorbeikommen. Ich selbst habe vor zwei Tagen dort eingekauft. Ich kann es nur 
empfehlen. Die, die nicht mehr da sein dürfen, sind die, die Glühwein ausschenken und die 
Speisen anbieten, die direkt verzehrt werden. Der Rest ist noch da. Ich weiß, dass es den Men-
schen vor Ort wichtig ist, dass die Öffentlichkeit davon erfährt, dass sie noch ihre Waren anbie-
ten. Wir tragen den Gebührenerlass beziehungsweise die Ermäßigung mit. Wir tragen auch die 
Tagesordnungspunkte mit, wo wir bis Ende März Gebühren erlassen.  
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Ich möchte aber auf den Tagesordnungspunkt 8 eingehen, wo ab April die Sondernutzungsge-
bühren im öffentlichen Verkehrsraum um weitere 20 % erhöht werden sollen. Jetzt hat vorhin 
Herr Stadtrat Müller richtig gesagt, wir sprechen hier über Anpassungen von Gebührenordnun-
gen. An der Stelle ist es auch eine gewaltige Erhöhung, nämlich um 20 %. Das vor dem Hinter-
grund, dass wir gerade erst Steuern erhöht haben mit unserem Beschluss unter TOP 3 und Ab-
gaben erhöht haben. Diese Abgabenerhöhung stammt noch aus dem Haushaltskonsolidie-
rungsprozess in der letzten Legislaturperiode, wo wir als Stadt uns vorgenommen hatten, viel 
Geld einzusparen. Am Ende war der größte Teil des eingeworbenen Geldes kein gespartes Geld, 
sondern es waren Steuern und Abgaben, die erhöht wurden. Für mich ist es ein ganz klares Dé-
jà-vu. Vor diesem Hintergrund werden wir die erneute Erhöhung dieser Gebühren um 20 % - 
wir hatten damals schon um 20 % erhöht, eigentlich sollten es 40 % sein, aber nur 20 % waren 
dann durchsetzbar – widersprechen und werden deswegen bei Tagesordnungspunkt 8 dagegen 
stimmen. 
 
Stadtrat Cramer (KAL/Die PARTEI): Bei dem Tagesordnungspunkt 9 werden wir dem Antrag der 
CDU folgen. 
 
Stadträtin Lorenz (FW|FÜR): Die Schausteller sind mit Sicherheit die Branche, die am längsten 
vom Berufsverbot oder der Nichtmöglichkeit der Ausübung ihres Berufs betroffen sind. Auch 
wenn der Weihnachtsmarkt ein paar Tage stattfinden konnte, muss man doch ganz klar sehen, 
dass das Aufbauen und das Abbauen der Hütten und der Antransport sich eigentlich nur über 
diesen längeren Zeitraum relativiert und sie sicher ganz empfindlich in ihrer finanziellen Notsi-
tuation weiterhin getroffen sind, weil sie hier in Vorleistung gegangen sind. 
 
Aus persönlicher Einsicht weiß ich, wie es bei vielen dieser Menschen finanziell aussieht, und 
auch, wie es mit den staatlichen Unterstützungen vom Land aussieht. Für alle, die nicht so firm 
darin sind, diese Corona-Überbrückungshilfe 3 und 3 plus wurde bereits im Voraus bis Dezem-
ber berechnet und beruht auf Schätzungen. Diese müssen jetzt korrigiert werden. Das heißt, sie 
haben die Kosten für den Weihnachtsmarkt, die sie irgendwann im Frühjahr gegenrechnen 
können. Wir befinden uns jetzt im Jahreswechsel, wo in den ganzen Steuerberatungskanzleien 
die Arbeit sowieso überbordet. Das heißt, die Schausteller müssen wieder warten, bis sie ir-
gendwann an ihr Geld kommen. Von was sollen sie in der Zwischenzeit leben? Das ist die Frage, 
die sich stelle. Daher werden auch wir den Antrag der CDU unterstützen und bitten um einmali-
ge Reduzierung auf Null für die Schausteller. 
 
Stadträtin Ernemann (SPD): Leider haben wir jetzt erst die Stellungnahme zu unserem Ände-
rungsantrag gesehen. Wir wussten gar nicht, dass er im Netz ist. Die ganze Zeit war er noch 
nicht da. Jetzt nehmen wir Abstand. Es ist offensichtlich nicht möglich, die Corona-Hilfen abzu-
greifen. Wir stimmen mit dem Antrag der CDU auf Ermäßigung und Erlass der Gebühren in die-
sem Jahr. 
 
Der Vorsitzende: Ich würde gerne der Frau Ersten Bürgermeisterin noch die Möglichkeit geben. 
Wir haben ein bisschen Umsetzungsprobleme, wenn Sie am Ende dem Antrag zustimmen. Das 
wird sie jetzt kurz erläutern. 
 
Erste Bürgermeisterin Luczak-Schwarz: Wir befinden uns, liebe Kollegen, im Gebührenrecht. Im 
Gebührenrecht gilt das sogenannte Äquivalenzprinzip, dass wir für unsere Infrastruktur, die wir 
zur Verfügung stellen, eine adäquate Berechnung verlangen müssen. Da haben wir auch wenig 
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Spielraum im Rahmen der satzungsrechtlichen Ausgestaltung. Das, was wir Ihnen als Beschluss-
vorlage vorgelegt haben, ist das, was wir im Rahmen des Äquivalenzprinzips verantworten kön-
nen, nämlich die Abrechnung nach den Tagen. Nach der jetzt bestehenden Satzung hätten sie 
die kompletten Tage bezahlen müssen, unabhängig davon, ob das geschlossen worden wäre 
oder nicht. Das ist eine Öffnung, die wir Ihnen in der Beschlussvorlage vorschlagen, und die 
Reduzierung der Gebühr auf 50 %. Das ist im Rahmen der rechtlichen Würdigung, wie gesagt, 
Äquivalenzprinzip. Das ist in der Beantwortung, Frau Ernemann, noch einmal geschrieben. Die 
Vertretbarkeit wird begrenzt durch die Entgelterhebung nach oben und durch die Gebotenheit 
nach unten. In dem Raum bewegen wir uns satzungsrechtlich. 
 
Nichtsdestotrotz ist die politische Botschaft natürlich angekommen. Wir könnten folgenden 
Lösungsvorschlag machen: Sie beschließen die Satzungsänderung so, wie wir sie Ihnen vorge-
legt haben. Wir sagen den Beschickerinnen und Beschicker, dass sie Einzelanträge auf Erlass 
stellen müssen, die wir dann im Einzelfall auch prüfen. Das ist überschaubar. Es sind vielleicht 
25 Beschicker. Dann können wir in Einzelfallentscheidungen diesen Spielraum auf Nachweis 
öffnen. Das ist dann im Rahmen des Verwaltungshandelns ein Lösungsweg, um diese politische 
Botschaft umzusetzen. Aber die Beschicker müssen uns dann natürlich auch offenlegen, dass 
sie nicht in der Lage sind, dieses bezahlen zu können. Satzungsrechtlich können wir das leider 
nicht so umsetzen, wie der Antrag seitens der CDU formuliert ist, oder jetzt auch von der SPD 
ist es genau die gleiche Begründung. Aber das Ziel würden wir anders erreichen. 
 
Der Vorsitzende: Jetzt müssen wir erst einmal eine Mehrheit dafür haben. Ich würde jetzt 
durch die einzelnen Tagesordnungspunkte gehen. Vor 9.1 kommen Ihre Änderungsanträge. Da 
müssen wir uns noch einmal darüber unterhalten, was dann passiert, wenn Sie dem zustim-
men, wie wir das dann umsetzen. 
 
Ich rufe jetzt erst einmal Tagesordnungspunkt 7 auf und bitte um Ihr Votum. – Das ist einstim-
mige Zustimmung. 
 
Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 8 auf und bitte auch da um Ihr Votum. – Mehrheitliche Zu-
stimmung. 
 
Dann kommt Tagesordnungspunkt 9: Auch da bitte ich um Ihr Votum. – Zustimmung. 
 
Jetzt schlagen wir Ihnen unter 9.1 vor, dass wir die Gebühren nur anteilig der Laufzeit der ein-
zelnen Stände erheben. Wir schlagen Ihnen unter 9.1 vor, dass wir auf die Hälfte der Gebühren, 
die dann anfallen, verzichten. Wenn Sie jetzt in Ihren Änderungsanträgen sagen, wir sollen ganz 
darauf verzichten, können wir das nicht über die Satzung machen, sondern dann müssen wir an 
die Beschicker schreiben, sie sollen bitte einen Einzelantrag auf Erlass dieser 50 %, die es am 
Ende noch sind, bei uns einreichen. Dann könnten wir natürlich auch nachfragen, habt Ihr Ret-
tungsschirm bekommen, wie sieht die finanzielle Lage aus und solche Geschichten. Das schauen 
wir dann. 
 
Stadtrat Hofmann (CDU): Das ist jetzt etwas komisch für uns. Könnten wir trotzdem erst einmal 
unseren Antrag abstimmen - Sie haben eben selbst gesagt -, um zu sehen, was für eine Mehr-
heit da ist. Dann können Sie uns immer noch sagen, wie wir es rein rechtlich umsetzen könnten. 
Uns wäre schon wichtig, dass dann wirklich auch dies in Kraft tritt. Nicht, dass dann eine Prü-
fung ist, und die Prüfung dann ergibt, dass es gar nicht geht. Das wollen wir auf keinen Fall. 
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Der Vorsitzende: Wir können erst einmal über Ihren Vorschlag abstimmen, dass wir einen Weg 
finden, die Gebühren auf 0 % für diese Zeit zu erlassen. Darüber stimmen wir jetzt ab. Ich bitte 
Sie um Ihr Votum. – Das ist eine deutliche Mehrheit. 
 
Dann sagen wir Ihnen jetzt, dass das nicht über eine Satzungsänderung funktionieren kann, wie 
wir sie unter 9.1 vorschlagen. Wir müssten 9.1 jetzt unverändert abstimmen, weil wir da schon 
maximal den Schaustellern entgegenkommen, indem wir es auf die Hälfte reduzieren. Die an-
dere Hälfte, so ist im Moment unsere Rechtsauffassung, muss von den Schaustellern einzeln bei 
uns als Erlass beantragt werden. Das ist zwar bürokratisch sehr umständlich, aber es scheint 
uns der einzig rechtliche Weg zu sein. Wir werden es großzügigst handhaben. Die Botschaft ist 
schon klar, dass Sie eigentlich keine Gebühren erheben wollen. Es geht am Ende um 50.000 
Euro. Das ist auch nicht das Thema, weswegen wir jetzt Stress machen. Vertrauen Sie uns, dass 
wir einen Weg finden, dass die am Ende keine Gebühren zahlen müssen. Aber es geht aus 
rechtlichen Gründen nicht, dass wir auf Gebühren komplett verzichten. 
 
Stadtrat Hofmann (CDU): Ich hätte noch einmal eine Frage. Geht es nur grundsätzlich nicht, 
dass wir verzichten? Ansonsten könnten wir sagen, wir verlangen einen Euro, wenn es wirklich 
nur um irgendetwas geht. Aber ich hatte vorher das Wort „adäquate Gebühren“ gehört. Von 
daher wäre das noch einmal interessant. Ich denke, das ist natürlich für die Beschickerinnen 
und Beschicker jetzt sehr kompliziert, diesen Antrag zu stellen. Das muss man mit ihnen kom-
munizieren. Aber ich habe Ihre Worte wahrgenommen, dass Sie gesagt haben, wir haben Ver-
trauen, dass diese es dann mit dem Beschluss auch so annehmen. Aber wenn die Möglichkeit 
mit einem Euro wäre, wäre es ähnlich symbolisch dann, wenn das ginge.  
 
Stadträtin Fenrich (AfD): Mit ist nicht ganz klar, was Frau Erste Bürgermeisterin vorhin gesagt 
hat zum Äquivalenzprinzip. Das würde bedeuten, dass der Änderungsantrag der CDU gar nicht 
möglich ist abzustimmen. Wenn der Gemeinderat aber dennoch abstimmen möchte, dann 
müssten Sie doch, Herr Oberbürgermeister, widersprechen. Oder verstehe ich das jetzt falsch? 
 
Der Vorsitzende: Genau so ist es. Deswegen habe ich Sie gebeten, dass wir nicht über den Än-
derungsantrag der CDU abstimmen, sondern darüber, dass sie wünschen, dass am Ende die 
Schausteller nichts zahlen. Das haben Sie jetzt mit 27 : 19 angenommen. Jetzt müssen wir einen 
Weg finden, wie wir das tun. Wir schaffen es aber nicht über eine Änderung der Gebührensat-
zung - da kann Frau Erste Bürgermeisterin noch etwas dazu  
sagen -, sondern nur darüber, dass wir im Einzelnen die von uns beschiedenen Gebühren erlas-
sen. Aber dann müssen die Schausteller das bei uns beantragen. Das würden wir dann tun. 
 
Erste Bürgermeisterin Luczak-Schwarz: Herr Stadtrat Hofmann, es ist schon zu Recht gesagt. 
Ich benötige eine adäquate Gebühr. Wir haben mit dem Vorschlag, den wir Ihnen vorgelegt 
haben mit der Reduzierung auf die tatsächlich durchgeführten Tage plus die Reduzierung der 
Gebühr auf 50 %, diesen Rahmen ausgeschöpft. Gebührenrechtlich geht über eine Satzung 
nicht mehr. Es geht aber zu lösen, indem der Einzelne einen Einzelantrag auf Erlass stellt. Den 
müssen wir dann prüfen. Dann nehmen wir wohlwollend Ihre Botschaft mit, dass das soweit 
wie möglich gegen Null geht. Aber wir müssen es natürlich sauber dokumentieren. Es geht nicht 
nach dem Motto: Der Gemeinderat hat abgestimmt, jetzt bekomme ich das Geld. Sondern wir 
müssen das mit den Beschickern auf einer vernünftigen Arbeitsebene lösen. Aber das bekom-
men wir hin, weil das Signal seitens der Beschicker auch so ist, dass tatsächlich die Umsätze, 
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wie Frau Ernemann gesagt hat, weggebrochen sind. Ich glaube, da haben wir kein Problem, 
dass wir das sauber verwaltungstechnisch aufbereiten können. 
 
Der Vorsitzende: Uns wäre es natürlich am Liebsten, wir könnten es über die Satzung regeln, 
weil wir dann gar keinen Stress hätten. Aber glauben Sie uns, es scheint uns nicht möglich zu 
sein. 
 
Stadträtin Wiedemann (CDU): Ich hätte eine Frage. Die Beschicker, die Schausteller werden 
angeschrieben von Ihnen, dass sie einen Antrag stellen sollen. Wäre es möglich, hilfreich in die-
sem Schreiben schon anzudeuten, wie sie es formulieren sollen oder ob sie nur ankreuzen müs-
sen. Ich befürchte doch, dass viele es abschreckt, wenn sie jetzt einen Antrag stellen sollen. 
Einfach ein Entgegenkommen von Ihnen, dass sie nur noch ankreuzen müssen. 
 
Der Vorsitzende: Wir würden auch beraten. Wir haben zum Beispiel im Moment die ganzen 
Wochenmarktstände ausgeschrieben. Das ist für manche Beschicker eine Riesenhürde, weil sie 
das noch nie beantragt haben bei so einer Ausschreibung. Da ist ein großer Teil unseres Markt-
amtes mehr oder minder rundum beschäftigt, diese Beratung vorzunehmen. Das werden wir 
hier natürlich auch tun. Das ist klar. 
 
Wir haben klar verstanden, Sie wollen die 50.000 Euro nicht einnehmen, sondern die sollen bei 
den Beschickeren bleiben. Jetzt müssen wir einen Weg finden, wie wir das auf Einzelantrag hin-
bekommen. So würde ich es einmal kurz und bündig zusammenfassen. 
 
Dem haben Sie uns schon den Auftrag gegeben. Jetzt geht es noch unter 9.1 um die Halbierung 
auf 50 % und die Anrechnung nur der Tage, in denen die Beschicker ihren Stand hatten. Da be-
nötige ich jetzt Ihr Votum. – Das ist mehr oder minder einstimmig. 
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